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Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
und eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 

A. Problem 

1. Die Entschädigung der Mitglieder des Deutschen Bundes-
tages ist ab 1. Juli 1985 auf 8 224 DM festgesetzt worden. 
Im Hinblick auf die seit Mai 1985 eingetretene reale Ein-
kommensentwicklung ist eine Anpassung der Entschädi-
gung erforderlich. 

2. Nach § 30 des  Abgeordnetengesetzes erstattet der Präsident 
dem Deutschen Bundestag im Benehmen mit dem Ältesten-
rat jährlich einen Bericht über die Angemessenheit der 
Entschädigung im Sinne des Artikels 48 Abs. 3 des Grund-
gesetzes und legt zugleich einen Vorschlag zur Anpassung 
der Entschädigung (§§ 11 und 12 Abs. 2) vor. Der Deutsche 
Bundestag berät und beschließt unter Berücksichtigung 
dieses Vorschlages mit Wirkung vom 1. .Juli desselben Jah-
res. 
Mit Bericht vom 19. Juni 1986 hat der Präsident dem Deut-
schen Bundestag eine Anpassung der Entschädigung um 
2,8 v. H. von 8 224 DM vorgeschlagen. 

3. Für die Entschädigung der Mitglieder des Europäischen 
Parlaments gilt das gleiche wie für die Entschädigung der 
Mitglieder des Deutschen Bundestages. 

4. Die Kostenpauschale ist ab 1. Juli 1985 auf 4 915 DM erhöht 
worden. Aufgrund der Preisentwicklung seit 1977 besteht 
trotz der Anpassungen in den Jahren 1983 und 1985 noch 
ein Rückstand von über 30 v. H. 
Der Präsident hat in seinem Bericht vom 19. Juni 1986 vor

-

geschlagen, die Kostenpauschale um 1,8 v. H. zu erhöhen.  
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B. Lösung 

1. Die Entschädigung nach § 11 wird um 2,8 v. H. von 8 224 DM 
auf 8 454 DM angehoben. 

2. Die Entschädigung der deutschen Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments wird wie die Entschädigung der Mitglie-
der des Deutschen Bundestages um 2,8 v. H. von 8 224 DM 
auf 8 454 DM angehoben. 

3. Die Kostenpauschale nach § 12 Abs. 2 wird um 1,8 v. H. von 
4 915 DM auf 5 003 DM erhöht. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

1986: 1,34 Mio. DM 
1987: 3,06 Mio. DM 
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Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
und eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 
Das Abgeordnetengesetz vom 18. Februar 1977 

(BGBl. I S. 297), zuletzt geändert durch ... , wird wie 
folgt geändert: 

1. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „8 224" durch die 
Zahl „8 454" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Zahl „8 224" durch die 
Zahl „8 454" und die Zahl „4 112" durch die 
Zahl „4 227" ersetzt. 

2. In § 12 Abs. 2 wird die Zahl „4 915" durch die Zahl 
„5 003" ersetzt. 

Artikel 2 
Das Europaabgeordnetengesetz vom 6. April 1979 

(BGBl. I S. 413), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juli 1985 (BGBl. I  S. 1623), wird wie folgt geän-
dert: 

In § 9 wird die Zahl „8 224" durch die Zahl „8 454" 
ersetzt. 

Artikel 3 
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 

des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1986 

in Kraft. 

Bonn, den 25. Juni 1986 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 

Dr. Vogel und Fraktion 

Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

Allgemeines 

Nach dem Bericht gemäß § 30 des Abgeordnetenge-
setzes kommt der Präsident des Deutschen Bundes-
tages zu der Feststellung, daß sich der in den Jah-
ren 1977 bis 1983 entstandene Abstand zwischen 
der Abgeordnetenentschädigung und der allgemei-
nen Einkommens- und Preisentwicklung auch un-
ter Berücksichtigung der erfolgten Anpassungen in 
den Jahren 1983 bis 1985 nicht verringert hat. 

Der vom Präsidenten des Deutschen Bundestages 
gemäß § 30 des Abgeordnetengesetzes am 19. Juni 
1986 vorgelegte Bericht (Drucksache 10/5700) ent-
hält folgenden Vorschlag: 

Aufgrund des Rückstandes bei der Kostenpau-
schale und der Einkommensentwicklung im Be-
richtszeitraum halte ich eine Anhebung der Kosten-
pauschale nach § 12 AbgG um 1,8 v. H. und der Ent-
schädigung nach § 11 AbgG um 2,8 v. H. für ange-
messen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf folgt dieser Emp-
fehlung. 

Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr.1 

Die Entschädigung nach § 11 AbgG wird von 8 224 
DM auf 8 454 DM festgesetzt. Der Anpassungsbe-
trag von 230 DM entspricht einer Steigerung von 
2,8 v. H. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Anhebung der Kostenpauschale nach § 12 
Abs. 2 von 4 915 DM auf 5 003 DM entspricht einer 
Steigerung von 1,8 v. H. 

Zu Artikel 2 

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments erhal-
ten wie die Mitglieder des Deutschen Bundestages 
eine Entschädigung von 8 224 DM; sie wird zum 
gleichen Zeitpunkt wie die Entschädigung nach § 11 
des Abgeordnetengesetzes auf 8 454 DM festge-
setzt. 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 wird verwie-
sen. 


